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Stadt Soest

Bebauungsplan Nr. 184

"Über dem Teinenbach"

M.  1 : 1000

Übersicht M. 1:5000

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfalen (GO NRW) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom

25.06.2015 (GV NRW S. 496);

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch

Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. I S. 1548);

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S.

2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722);

Bauordnung für das Land Nordrhein - Westfalen (BauO NRW) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes

vom 20.05.2014 (GV NRW S. 294);

Rechtsgrundlagen

1.

2.

3.

4.

5.

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes

(Planzeichenverordnung-PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58, geändert durch Artikel 2

des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509);

Festsetzungen, Zeichenerklärungen, Hinweise

Sonstige Festsetzungen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes gem. § 9 (7) BauGB

Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Ziffer 1 BauGB

Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO i. V. m. § 1 (5) und (6) BauNVOWA1

WA2

Höhe der baulichen Anlagen gem. § 18 BauNVO i.V.m. § 16 (4) BauNVO

TH 6,00 - 6,50 m

Die festgesetzte Traufhöhe gilt als Mindest- und Höchstmaß für die jeweilige Bebauung.

Bei Gebäuden mit geneigtem Dach (GD) ist eine maximale Traufhöhe (TH) von

mindestens 6,00 m bis maximal 6,50 m und eine maximale Firsthöhe (FH) von 8,00 m

zulässig. Bei Gebäuden mit einem Flachdach (FD) ist eine maximale Gebäudehöhe (GH)

von 7,00 m zulässig.

Bei Gebäuden mit einseitigem Pultdach ist eine maximale Firsthöhe (FH) von 7,50 m

zulässig.

Bauweise,  die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen

sowie die Stellung baulicher Anlagen gem. § 9 (1) Ziffer 2 BauGB

offene Bauweise gem. § 22 (1) BauNVO

In den festgesetzten WA1 und WA1*- Gebieten können Garagen und Nebenanlagen

gem. § 14 BauNVO die rückwärtigen Baugrenzen um bis zu 3,00 m überschreiten, wenn

sie im baulichen Zusammenhang mit dem Hauptgebäude errichtet werden.

Baugrenze § 23 (1) BauNVO

Gebäude und Gebäudeteile dürfen diese Grenze nicht überschreiten.

Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Flächen für Garagen und Stellplätze gem. § 9 (1) Ziffer 22 BauGB

Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen

gem. § 9 (1) Ziffer 25b BauGB

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung von Baugebieten oder Abgrenzung des Maßes

der Nutzung innerhalb eines Baugebiets gem. § 16 (5) BauNVO

Sonstige Darstellungen (keine Festsetzungen)

Wohngebäude

die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften

sowie nicht störende Handwerksbetriebe

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

vorhandene Flurstücksgrenze und Grenzzeichen

Flurstücksnummer

5

Hinweise

Bei der Durchführung von Bauvorhaben ist darauf zu achten, ob der Erdaushub auf außer-

gewöhnliche Verfärbungen hinweist oder verdächtige Gegenstände beobachtet werden. Ist dies der

Fall, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der Kampfmittelräumdienst über die Abteilung Bürger-

und Ordnungsangelegenheiten der Stadt Soest zu verständigen.

z.B.

Angefertigt durch

Bielefeld, den ................

Dipl. Ing. Jens-Peter Huesmann

Vennhofallee 97

D-33689 Bielefeld

fon 05205.3230/6502

fax 05205.22679

info@dhp-sennestadt.de

www.dhp-sennestadt.de

HuesmannDrees

Der Satzungsbeschluss ist am 04.10.2016 ortsüblich

bekannt gemacht worden.

Mit dieser Bekanntmachung gem. § 10 (3) BauGB tritt der

Bebauungsplan in Kraft.

Der Bebauungsplan mit Begründung wird zu jedermanns

Einsicht während der Dienststunden im Rathaus

bereitgehalten.

Soest, den 19.12.2016

Der Bürgermeister

gez. Dr. Ruthemeyer

Gem. § 7 der Gemeindeordnung für das Land NRW und

§ 2 und § 10 BauGB hat der Rat der Stadt Soest am

06.07.2016 dieser Bebauungsplan als Satzung

beschlossen.

Es wird bestätigt, dass der Bebauungsplan mit dem

Ratsbeschluss vom 06.07.2016 übereinstimmt und dass

das Verfahren gem. § 2 (1) und (2) der Bekanntmach-

ungsverordnung durchgeführt wurde.

Soest, den 08.08.2016

Der Bürgermeister

gez. Dr. Ruthemeyer

Der Bebauungsplan hat mit Begründung gem. § 3 (2)

BauGB für die Dauer eines Monats ab 07.03.2016 bis

08.04.2016 einschließlich öffentlich ausgelegen.

Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung sind am

26.02.2016 ortsüblich bekannt gemacht worden.

Soest, den 08.08.2016

Der Bürgermeister

gez. Dr. Ruthemeyer

Gem. § 3 (1) BauGB konnte sich die Öffentlichkeit in der

Zeit vom 14.09.2015 bis einschließlich 13.11.2015

unterrichten und zur Planung äußern.

Darüber hinaus fand eine Bürgerbeteiligung in Form

einer öffentlichen Versammlung am 03.11.2015 statt.

Soest, den 08.08.2016

Der Bürgermeister

gez. Dr. Ruthemeyer

Die Aufstellung dieses Bebauungsplanes ist gem. § 2 (1)

BauGB durch den Stadtentwicklungsausschuss der Stadt

Soest am 13.08.2015 beschlossen worden.

Der Aufstellungsbeschluss ist am 07.09.2015 ortsüblich

bekannt gemacht worden.

Soest, den 08.08.2016

Der Bürgermeister

gez. Dr. Ruthemeyer

Die Planunterlage, Stand 15.06.2015, entspricht den

Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung.

Die Festlegung der städtebaulichen Planung ist

geometrisch eindeutig.

Soest, Januar 2016

gez. Meinolf Schwefer

Vermessungsbüro Ludwig und Schwefer ÖbVI

Die festgesetzte Firsthöhe darf nicht überschritten werden. Die Firsthöhe ist der oberste

Dachabschluss einschließlich der Dachhaut.

Die Traufe wird definiert als Schnittpunkt der aufgehenden Gebäudeaußenwand mit der

Außenfläche der Dachhaut.

Eine Unterschreitung der festgesetzten Mindesttraufhöhe ist für untergeordnete

Gebäudeteile wie z.B. Wintergärten, Erker usw. auf bis zu 25 % der Gebäudegrundfläche

zulässig. In den festgesetzten WA1 und WA1* - Gebieten ist zur Gewährleistung des

Lärmschutzes diese Unterschreitung nur an der südlichen Gebäudeseite zulässig.

überbaubare Grundstücksfläche

nicht überbaubare Grundstücksfläche

vorhandene Bebauung mit Hausnummer

Bußgeldandrohung:

Gemäß § 213 (1) Ziffer 3 und (2) BauGB handelt ordnungswidrig, wer einer in einem Bebauungsplan

nach § 9 (1) Ziffer 25b BauGB festgesetzten Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern dadurch zuwiderhandelt,

dass diese beseitigt, wesentlich beeinträchtigt oder zerstört werden.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,-- Euro geahndet werden.

Gemäß § 70 (1) Ziffer 17 Landschaftsgesetz NRW in Verbindung mit § 12 (1) Baumschutzsatzung

(BSS) der Stadt Soest handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig:

a) geschützte Bäume entgegen den Verboten des § 4 BSS und ohne Ausnahmegenehmigung oder

Erteilung einer Befreiung nach § 6 BSS entfernt, zerstört, schädigt oder ihren Aufbau wesentlich

verändert,

b) der Anzeigepflicht des § 4 (2) Satz 2 BSS nicht nachkommt,

c) Anordnungen zur Pflege zur Erhaltung oder zur sonstigen Sicherung gefährdeter geschützter

Bäume gem. § 5 (1) oder (2) BSS nicht Folge leistet,

d) Nebenbestimmungen zu einer Ausnahmegenehmigung oder Erteilung einer Befreiung nach § 6

BSS nicht erfüllt,

e) seinen Verpflichtungen nach §§ 7 oder 9 BSS nicht nachkommt,

f) entgegen § 8 (1) oder (3) BSS geschützte Bäume nicht in den Lageplan einträgt oder

g) § 8 (2) Satz 1 BSS zuwiderhandelt.

Gemäß § 71 (1) Landschaftsgesetz NRW in Verbindung mit § 12 (2) Baumschutzsatzung (BSS) der

Stadt Soest können Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 50.000,-- Euro geahndet werden.

Gem. § 41 Denkmalschutzgesetz handelt ordnungswidrig, wer vorsetzlich oder fahrlässig die Anzeige

eines Bodendenkmalfunds nicht oder nicht rechzeitig erstattet und entdeckte Bodendenkmäler oder

Entdeckungsstätten nicht nach § 16 (1) Denkmalschutzgesetz unverändert lässt.

Ordnungswidrigkeiten können mit Geldbußen bis zu 250.000,-- Euro geahndet werden.

Allgemein zulässig sind:

Unzulässig sind gem. § 1 (6) Ziffer 1 BauNVO:

Betriebe des Beherbergungsgewerbes

Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

Anlagen für Verwaltungen

Gartenbaubetriebe

Tankstellen

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß gem. § 16 (2) BauNVOII

Garagen, offene Garagen (Carports) und Stellplätze sind nur auf den überbaubaren und

nicht überbaubaren Grundstücksflächen bis zur rückwärtigen Baugrenze zulässig.

Garagen und offene Garagen (Carports) müssen einen Abstand zur öffentlichen

Verkehrsfläche von mindestens 6,00 m einhalten. Der seitliche Abstand von Garagen

und offenen Garagen (Carports) zu öffentlichen Verkehrsflächen muss mindestens

1,00 m betragen.

Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Ziffer 1 BauGB

Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 16 (2) BauNVO0,4

Geschossflächenzahl (GFZ) gem. § 16 (2) BauNVO
0,8

Es gilt der Eintrag in der Planzeichnung.

z.B.

FH 8,00 m

Die festgesetzte Firsthöhe gilt als Höchstmaß für die jeweilige Bebauung.
z.B.

Es gilt der Eintrag in der Planzeichnung.
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GemarkungSoest

Straßenname

Bergen-

ring

18.05.2016Jü.

Quartiers-

platz

G

F

L

2

G

F

L

1

G

W

G

W

G

W

P

l

a

n

s

t

r

a

ß

e

 

D

P

l
a

n

s
t
r
a

ß

e

 
C

P

l

a

n

s

t

r

a

ß

e

 

A

P
l
a
n
s
t
r
a
ß

e
 
B

3

8

3

3

9
,
5

3

2

,
5

4

,
7

5

3

2

,
5

4

,
7

5

3

2

,
5

3

,
5

3

LPB III

LPB III

LPB IV

LPB III

3

3

LPB IV

LPB IV

3

,
5

3

3

1

8

3

,
5

3

3

2

2

3

2

3

4

3

4

,
7

5

3

3

3

,
5

3

2

1

1

3

3

3

3

4

,

7

5

2

3

3

4

,
7

5

3

1

4

1

4

1

4

1

4

3

1
4

1

4

1

4

1
4

1

4

1

4

3 14

4

5

GH 7,00 m

Die festgesetzte Gebäudehöhe gilt als Höchstmaß für die jeweilige Bebauung.
z.B.

Abweichende Bauweise (Kettenhausbebauung)

Die Gebäude sind an der westlichen Grundstücksgrenze und mit Grenzabstand

zur östlichen Grundstücksgrenze zu errichten.

Abweichende Bauweise (Kettenhausbebauung)

Die Gebäude sind an der östlichen Grundstücksgrenze und mit Grenzabstand

zur westlichen Grundstücksgrenze zu errichten.

Öffentliche Verkehrsflächen gem. § 9 (1) Ziffer 11 BauGB

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Straßenverkehrsflächen

Fuß- und Radweg

Straßenbegrenzungslinie, Begrenzung sonstiger Verkehrsflächen

Parkfläche

Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden gem. § 9 (1)

Ziffer 6 BauGB

Gem. § 9 (1) Ziffer 6 BauGB sind auf den gekennzeichneten Flächen in Wohngebäuden

nicht mehr als die angegebenen Wohneinheiten (WE) zulässig.

Pro Doppelhaus sind 2 Wohneinheiten zulässig (pro Haushälfte eine Wohneinheit).

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und

sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) Ziffer 25a BauGB

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen

Auf den gekennzeichneten Flächen sind standortgerechte heimische Laubbäume,

Sträucher und sonstige Bepflanzungen gem. § 9 (1) Ziffer 25a BauGB, mit Ausnahme

der Zuwegungen, anzupflanzen (siehe Hinweise). Die Gehölze sind fachgerecht zu

pflanzen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang in der darauffolgenden Pflanzperiode

gleichartig zu ersetzen. Die Flächen für das Anpflanzen sind Doppelfestsetzungen und

damit Teil der nicht überbaubaren Grundstücksfläche des jeweils festgesetzten

Baugebietes und der öffentlichen Grünflächen. Innerhalb der an der Ostseite von

Grundstücken festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und

sonstigen Bepflanzungen sind Garagen und offene Garagen (Carports) zulässig.

Die vorhandenen Bäume sind dauerhaft fachgerecht zu erhalten und bei Abgang durch

entsprechende Neupflanzungen standortgerechter, heimischer Laubbäume mit einem

Stammumfang von 18/20 cm in der darauffolgenden Pflanzperiode zu ersetzen (siehe

Hinweise).

zu erhaltender Baum (mit Kronentraufbereich)

1WE

z.B.

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen zugunsten der

Versorgungsträger und der Stadt Soest

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen gem. § 9 (1)

Ziffer 21 BauGB

Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Lärm gemäß § 9 (1) Ziffer 24 BauGB

Aktiver Lärmschutz

Die Lärmschutzwände müssen eine flächenbezogene Masse von mindestens 10 kg/m² bzw. ein

bewertetes Schalldämmmaß R'w von mindestens 25 dB aufweisen. Des Weiteren müssen die

Wände eine geschlossene Oberfläche ohne offene Spalten oder Fugen aufweisen.

Lärmschutzwände, die einen geringeren Abstand als 10 m von Gebäuden oder feuergefährdeten

Objekten haben, dürfen nur aus nicht brennbarem Material der Klasse A (gemäß DIN 4102) bestehen.

Um an der geplanten Wohnbebauung einen Pegelanstieg durch Mehrfachreflexionen zu vermeiden,

sollte die Lärmschutzwand zur Fahrbahn hin hochabsorbierend ausgeführt werden. Dies entspricht

den Anforderungen der Richtlinien für die Ausführung von Lärmschutzwänden (ZTV LSW 06) an

hochabsorbierende Konstruktionen (Absorptionsgruppe A3).

Als bauliche Vorkehrung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen sind in den festgesetzten

WA1 und WA1*- Gebieten die Lücken zwischen den (Haupt-) Gebäuden durch mind. 3,00 m bis max.

3,50 m hohe Lärmschutzelemente zu schließen. Alternativ ist als Ersatz für die Lärmschutz-

elemente eine entsprechende Anordnung von Garagen zulässig, sofern diese eine mindestens

gleichwertige Schutzwirkung gewährleisten.

Passiver Lärmschutz / Grundrissanordnung

Bei der Errichtung von schutzbedürftigen Räumen ist in den, dem Bergenring zugewandten,

Fassadenbereichen eine ausreichende Schalldämmung der Außenbauteile erforderlich. Zum Schutz

vor Lärmeinwirkungen durch den Straßenverkehr werden bei einer baulichen Errichtung oder

baulichen Änderung von Räumen, die nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen

bestimmt sind, unterschiedliche Anforderungen an das Schalldämmmaß von Außenbauteilen gestellt.

Für die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen sind unter Berücksichtigung der verschiedenen

Raumarten bzw. Raumnutzungen die in der folgenden Tabelle aufgeführten Anforderungen an die

Luftschalldämmung einzuhalten:

II

III

IV

Lärmpegel-

bereich

56 - 60 dB(A) 53 - 57 dB(A) 30 30

61 - 65 dB(A) 58 - 62 dB(A) 35 30

66 - 70 dB(A) 63 - 67 dB(A) 40 35

maßgeblicher

Außenlärmpegel

Beurteilungspegel

Tag

erforderliches Schalldämmmaß

erf. R' w,res in db

Aufenthaltsräume in

Wohnungen

Büroräume und

ähnliches

Der Umfang der durchzuführenden Lärmschutzmaßnahmen ergibt sich aus den in der Planzeichnung

eingetragenen Lärmpegelbereichen gemäß DIN 4109. Die Berechnung des resultierenden Schall-

dämmmaßes R'w,res hat nach DIN 4109 zu erfolgen.

Fenster von nachts genutzten Räumen (i. d. R. Schlaf- und Kinderzimmer) sind in den Lärmpegel-

bereichen II, III und IV - wenn sie sich in den zu den Lärmquellen ausgerichteten Fassaden befinden -

zu Lüftungszwecken mit einer schalldämmenden Lüftungseinrichtung auszustatten. Das Schalldämm-

maß von Lüftungseinrichtungen / Rollladenkästen ist bei der Berechnung des resultierenden Schall-

dämmmaßes R'w,res zu berücksichtigen. Ausnahmen können zugelassen werden.

Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines Einzel-

nachweises nach DIN 4109 ermittelt wird, dass aus der Errichtung vorgelagerter Baukörper oder

sonstiger baulicher Anlagen aufgrund der verminderten Lärmbelastung geringere Anforderungen an

den Lärmschutz resultieren.

Die Abgrenzungen der Lärmpegelbereiche erfolgt für das jeweils ungünstigste Geschoss gemäß DIN

4109 "Entwurf Schallschutz im Hochbau" S. 492 (Immissionsschutz-Gutachten, Uppenkamp und

Partner, Januar 2016).

Örtliche Bauvorschriften zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen

gem. § 86 BauONRW i.V.m. § 9 (4) BauGB

Quartiers-

platz

Quartiersplatz mit Treff- und Aufenthaltsbereich sowie zur Unterbringung von

Besucherstellplätzen

Die Außenwandflächen der Hauptgebäude sind nur in Putz und geschlämmtem Mauerwerk

auszuführen. Putze und geschlämmtes Mauerwerk sind in Weiß mit einem Hellbezugswert HBW von

mindestens 65 % zulässig. Abweichende Materialien und Farben sind bis zu einem Flächenanteil von

1/3 der Fassadenfläche zulässig. Für untergeordnete Bauteile sind abweichende Materialien zulässig.

Fassadenmaterial / -farbe

Im Plangebiet sind für die Hauptbaukörper nur geneigte Dächer (GD) in Form von Sattel-, Walm-,

Zelt- und Pultdächern sowie Flachdächer (FD) zulässig. Krüppelwalmdächer sind unzulässig.

Dachform

Dachaufbauten sind nicht zulässig

Dachaufbauten

Dachfarbe / -eindeckung

Bei Doppelhäusern ist eine einheitliche Dachform und Dacheindeckung zu verwenden.

Als Dachfarbe sind für die geneigten Hauptdächer Schwarz und Anthrazit zulässig.

Als Dacheindeckung sind auch Zinkdächer zulässig. Begrünte Flachdächer sind ebenso

zulässig.

Glasierte Dachziegel und glänzende Dacheindeckungen sind nicht zulässig.

-

-

-

Einfriedungen

Einfriedungen sind nur als lebende Hecken aus heimischen Gehölzen zulässig (siehe hierzu

Hinweise). Diese sind an der Grundstücksgrenze zu errichten. Maschendraht- oder Drahtgitter-

zäune sind zur Grundstückseite hin und in der Hecke integriert sowie zum festgesetzten Geh-,

Fahr- und Leitungsrecht -GFL 1- zulässig.

In dem Bereich zwischen überbaubarer Grundstücksfläche und festgesetzter öffentlicher

Verkehrsfläche sind Einfriedungen nur bis zu einer Höhe von 1,00 m zulässig.

Zur Abschirmung von Terrassen und ähnlichen privaten Freibereichen sind an den Grundstücken,

die an der Ost-, Süd- oder Westseite des Grundstückes mit den Gärten an öffentliche Flächen

grenzen, Hecken bis maximal 2,00 m Höhe zulässig. Hierbei sind verkehrliche Belange zu

beachten.

-

-

-

 o

aK1

aK2

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig gem. 22 (2) BauNVO

Kampfmittelüberprüfung

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenbefunde,

d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der

natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder

pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckungen sind der

Stadtarchäologie Soest (Tel.-Nr. 02921/6639650), der Unteren Denkmalbehörde der Stadt Soest

(Tel.-Nr. 02921/103-3411) oder der LWL - Archäologie für Westfalen - Außenstelle Olpe (Tel.-Nr.

02761/93750) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in

unverändertem Zustand zu erhalten (§ 15 und § 16 Denkmalschutzgesetz NW), falls diese nicht

vorher von der Denkmalbehörde freigegeben wird.

Eingriffe bei Bodendenkmälern

Für das Plangebiet ist die Baumschutzsatzung der Stadt Soest verbindlich.

Die gemäß der Baumschutzsatzung der Stadt Soest vom 09.08.2006 geschützten Bäume sind zu

erhalten und mit diesem Ziel zu pflegen und vor Gefährdung zu bewahren. Weitergehende

Regelungen der Satzung sind dieser zu entnehmen.

Baumschutz

Der Abfluss des Regenwassers von Dach- und Hofflächen, die erstmals bebaut, befestigt oder

erstmals an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, ist entsprechend dem § 51

Landeswassergesetz NW, soweit möglich, zu versickern, zu verrieseln oder in ein Gewässer

einzuleiten.

Regenwasserabfluss

Sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen festgestellt werden, ist die

Abteilung Abfallwirtschaft/Bodenschutz des Kreises Soest umgehend zu benachrichtigen. Die

vorgefundenen Abfälle bzw. verunreinigter Boden sind bis zur Klärung des weiteren Vorgehens

gesichert zu lagern.

Behandlung von Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen bei Erdarbeiten

Alle bauvorbereitenden Maßnahmen wie z.B. die Fällung von Bäumen, das abschieben von

Oberboden etc. müssen zum Schutz der Brutvögel außerhalb der Hauptbrutzeit (15. März bis 31. Juli)

durchgeführt werden.

Darüber hinaus sind laut BNatSchG im Zeitraum vom 1. März bis zum 30. September Baumfällungen

und Gehölzschnitt nur in Ausnahmefällen zulässig. Bei zwingender Abweichung vom Verbot muss im

Vorfeld eine Kontrolle der betroffenen Gehölzbestände durch einen Experten erfolgen, um das

Auslösen von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen nach § 44 (1) BNatSchG sicher

auszuschließen.

Artenschutzregelungen

Heimische Gehölze zur Heckenpflanzung nach dem Merkblatt „Bodenständige Gehölze im Kreis

Soest - ökologisch orientierte Artenwahl“ der Bezirksregierung Arnsberg (2009):

Heimische Gehölze

Hainbuche (Carpinus betulus)

Gemeiner Hartriegel (Cornus sanguinea)

Haselnuss (Corylus avellana)

Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna)

Schlehe (Prunus spinosa)

Heckenrose (Rosa corymbifera)

Hundsrose (Rosa canina)

Kriechende Rose (Rosa arvensis)

Salweide (Salix cinerea)

Grauweide (Salix caprea)

Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)

Vogelbeere (Sorbus aucuparia)

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

Beleuchtung

8

Maßzahl in Metern

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen, hier passiver

Lärmschutz

Lärmschutzwand, in der jeweils angegebenen Höhe in Metern über NHN

(Normalhöhennull). Die angegebenen Höhenpunkte der Lärmschutzwände sind

linear zu verbinden.

LPB III
Lärmpegelbereich (LPB)z.B.

G

F

L

1

8

4
,
7
5

GFL1

öffentliche Grünflächen

Grünflächen gem. § 9 (1) Ziffer 15 BauGB

Parkanlage

Spielplatz

Verkehrsgrün
V

Hinweis:

Die Lage der mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flächen kann

verändert werden, wenn der Bestimmungszweck gewahrt bleibt.

Flächen für Versorgungsanlagen

Flächen für Versorgungsanlagen gem. § 9 (1) Ziffer 12 BauGB

Trafo

zu erhaltender Baum mit Kronentraufbereich (außerhalb des Geltungsbereiches)

Um die Lichtimmisionen so gering wie möglich zu halten, werden zur Beleuchtung folgende

Empfehlungen gegeben:

Von Passanten nicht frequentierte Bereiche müssen nicht beleuchtet werden.

Die Beleuchtung sollte ausschließlich von oben erfolgen und so abgeblendet werden, dass kein

direktes Licht zu den Seiten ausgestrahlt wird. Es empfiehlt sich, zusätzliche Lichtpunkte

einzurichten, wenn dadurch Streulicht und Blendung vermieden werden können.

Um das Tötungsrisiko von Insekten zu minimieren, sollen abgeschirmte Außenleuchten mit

geschlossenem Gehäuse verwendet werden. Die Leuchtmittel sollten eine Temperatur von 60 °C

nicht überschreiten.

Wegen der nicht genau bekannten Mächtigkeit des „Emscher Mergels“ sollten künftige Erdwärme-

bohrungen 50 m Tiefe nicht überschreiten.

Alternativ ist zur Vermeidung eines hydraulischen Kurzschlusses zwischen dem oberen und dem

unteren Grundwasserstockwerk und aus Sicherheitsgründen bei Bohrungen im Lockergesteinsbereich

eine Schutzverrohrung zu verwenden, die mindestens einen Meter in den Emscher-Mergel einbindet.

Vor dem Erreichen des Emscher-Mergels ist im oberen Stockwerk der Grundwasserstand zu messen.

Gewässer

Sollte nach dem Durchteufen des Emscher-Mergels im unteren Stockwerk artesisch gespanntes

Grundwasser angetroffen werden, ist die Bohrung sofort einzustellen, und der betroffene Abschnitt

dauerhaft zu verschließen. Es dürfen dann nur flachere Bohrungen abgeteuft werden. Dabei ist ein

Sicherheitsabstand zur Unterseite des Emscher-Mergels von mindestens 5 m einzuhalten.

Wird im Karstgrundwasserleiter kein artesisch gespanntes Grundwasser angetroffen, ist dessen

Druckwasserspiegel zu messen. Liegt er auf Höhe des Grundwasserspiegels des Porengrundwasser-

leiters oder darunter, kann die Bohrung unabhängig von der hydrochemischen Beschaffenheit des

Karstgrundwassers fortgesetzt werden. Sollte der Druckwasserspiegel des Karstgrundwasserleiters

über dem Grundwasserspiegel des Porengrundwasserleiters liegen, ist im Karstgrundwasserleiter die

Leitfähigkeit als Summenparameter für den Ionengehalt zu messen. Übersteigt die Leitfähigkeit im

Karstgrundwasserleiter einen Wert von 2000 µS/cm, ist die Bohrung einzustellen und im Bereich des

Karstgrundwasserleiters zu verschließen, um eine Versalzung des Porengrundwasserleiters zu

verhindern.

Zulässige Nutzung nach Eintritt bestimmter Umstände gem. § 9 (2) Ziffer 2

BauGB i. V. m. § 9 (1) Ziffer 24 BauGB

Die gekennzeichneten Flächen dürfen erst nach Errichtung des Rohbauzustandes der

Riegelbebauung in den Bereichen WA1 und WA1* sowie nach Errichtung der Lärm-

schutzwände bezogen werden.

LPB II

In den gekennzeichneten Lärmpegelbereichen II, III und IV sind Außenwohnbereiche nach Süden

auszurichten.

G

W

vorhandene Wasserleitung -unterirdisch- (nachrichtlich)

vorhandene Gasleitung -unterirdisch- (nachrichtlich)

2

2

2

Flur 6

Fuß- und Radweg innerhalb der Grünfläche (nicht lagegenau)

Das Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG)

vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 421 der Verordnung vom

31.08.2015 (BGBl. I S. 1474);

6.

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen,

Geräusche, Erschütterungen und ähnlichen Vorgängen (Bundes-Immissionsschutzgesetz -

BImSchG -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt

geändert durch Artikel 76 des Gesetzes vom 31.08.2015 (BGBl. I S. 1474);

7.

1.

2.

3.

4.

5.

1.

2.

3.

99.28

99.40

99.53

99.64

99.77

99.92

100.07

100.23

101.53

100.65

100.78

101.11 101.43

101.77

101.37

101.49

101.63

101.77

98.03

98.42

98.04

97.66

98.56

98.63

98.79

98.94

99.08

99.22

99.36

99.27

99.07

98.89

99.00

99.26

99.56

99.39

99.60

99.57

99.66

99.75

99.85

99.96

100.06

100.23

100.31

100.39

100.47

100.56

100.67

100.80

100.87

100.94

101.02

99.79

99.72

99.72

99.85

100.00

11.14

99.56

Unterer Bezugspunkt in Metern über NHN (Normalhöhennull) innerhalb der

festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen

z.B.

103.00

102.50

102.50

104.00

104.00

103.00

102.50z.B.

WA1* Gem. § 9 (1) Ziffer 7 BauGB dürfen innerhalb der WA1* - Gebiete Wohngebäude des

Allgemeines Wohngebietes gem. § 4 (2) Ziffer 1 BauNVO nur errichtet werden, wenn

diese mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert werden.

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen zugunsten der

Versorgungsträger, der Stadt Soest und der Anlieger

GFL2

V

2

2

2

2

Rückenstütze entlang öffentlicher Verkehrsflächen

Für die gem. § 9 (1) Ziffer 25b BauGB zum Erhalt festgesetzten Bäume ist die DIN 18920 "Schutz von

Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" zu beachten.

Entlang der öffentlichen Verkehrsfläche ist auf den angrenzenden Grundstücksflächen ein

Geländestreifen zur Herstellung von Rückenstützen von Kantensteinen bereit zu stellen, der im

Eigentum der jeweiligen Grundstückseigentümer verbleibt. Darüber hinaus wird auf die

Duldungspflicht gem. § 126 BauGB hingewiesen.
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258

0,8

FD

GH 6,00 - 7,00 m

WA1

0,5

IIWA2

GD

TH 6,00 - 6,50 m

FH 8,00 m

0,80,5

o

FD

GH 6,00 - 7,00 m

IIWA

GD

TH 6,00 - 6,50 m

FH 8,00 m

0,80,5

o ED

FD

GH 6,00 - 7,00 m

1WE

II

GD

TH 6,00 - 6,50 m

FH 8,00 m

0,5

aK1 1WE

WA2

II

GD

TH 5,00 - 6,50 m

FH 8,50 m

GD

TH 6,00 - 6,50 m

FH 8,00 m

0,8

FD

GH 7,00 m

FD

GH 6,00 - 7,00 m
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nicht überbaubare

Grundstücksflächen der

südlich angrenzenden

Wohngebäude
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*
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*

1

Flur 6

Gemarkung Soest
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Der Bebauungsplan hat mit Begründung gem. § 3 (2)

BauGB i.V.m. § 4 a (3) BauGB in der Zeit

vom 20.04.2016 bis einschließlich 04.05.2016 erneut

öffentlich ausgelegen.

Ort und Zeit der erneuten öffentlichen Auslegung sind am

13.04.2016 ortsüblich bekannt gemacht worden.

Soest, den 08.08.2016

Der Bürgermeister

gez. Dr. Ruthemeyer

-

-

-

Die DIN-Normen, auf die in diesem Bebauungsplan Bezug genommen wird, werden im Rathaus II,

Windmühlenweg 21, Soest, in der Abt. Stadtentwicklung und Bauordnung während der allgemeinen

Öffnungszeiten (Mo. - Fr. von 8:30 - 12:30, Mo. - Mi. von 14:00 - 16:00 und Do. von 14:00 - 17:30

Uhr) zur Einsichtnahme bereitgehalten.

Auslage von DIN - Normen


